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 Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 (Änderung des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes) 
§ 22. (1) … § 22. (1) …
(2) Gegen Bescheide der FMA ist, ausgenommen im 

Verwaltungsstrafverfahren, keine Berufung zulässig. 
(2) Beschwerden gegen Bescheide der FMA und Vorlageanträge haben, 

ausgenommen in Verwaltungsstrafsachen, keine aufschiebende Wirkung. Auf 
Antrag ist der Beschwerde die aufschiebende Wirkung durch das 
Verwaltungsgericht des Bundes nach Anhörung der FMA mit Beschluss 
zuzuerkennen, insoweit dem nicht zwingende öffentliche Interessen 
entgegenstehen und nach Abwägung aller berührten Interessen mit dem Vollzug 
für den Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. 
Wird die aufschiebende Wirkung zuerkannt, ist der Vollzug des angefochtenen 
Bescheides aufzuschieben und sind die hiezu erforderlichen Verfügungen zu 
treffen. Wenn sich die Voraussetzungen, die für den Beschluss über die 
aufschiebende Wirkung maßgebend waren, wesentlich geändert haben, ist auf 
Antrag einer Partei neu zu entscheiden. 

 (2a) Über Beschwerden gegen Bescheide der FMA entscheidet das 
Bundesverwaltungsgericht durch Senat, ausgenommen in Verwaltungsstrafsachen 
bei Bescheiden bei denen weder eine primäre Freiheitsstrafe noch eine 600 Euro 
übersteigende Geldstrafe verhängt wurde. Über eine Beschwerde ist, 
ausgenommen in Verwaltungsstrafsachen, innerhalb der Frist zu erkennen, 
innerhalb der in erster Instanz zu entscheiden ist, spätestens jedoch nach sechs 
Monaten; die Frist beginnt mit Einlangen der Beschwerde beim 
Bundesverwaltungsgericht zu laufen.

(3) bis (4) … (3) bis (4) …
Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes  

§ 23. Die FMA kann gegen Entscheidungen des unabhängigen 
Verwaltungssenates, die eine Amtshandlung der FMA zum Gegenstand haben, 
Beschwerde wegen Rechtswidrigkeit an den Verwaltungsgerichtshof erheben. 
Die Beschwerdefrist beginnt mit der Zustellung der Entscheidung an die FMA.

 

§ 28. (1) bis (21) … § 28. (1) bis (21) …
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 (22) § 22 Abs. 2 und 2a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XX/2013 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. § 23 tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2013 außer Kraft.

Artikel 2 (Änderung des Bankwesengesetzes) 
§ 41. (1) bis (2) … § 41. (1) bis (2) …
(3) Die Behörde (Abs. 1) ist ermächtigt anzuordnen, dass eine laufende oder 

bevorstehende Transaktion, bei der der Verdacht oder der berechtigte Grund zu 
der Annahme besteht, dass sie der Geldwäscherei (§ 165 StGB - unter 
Einbeziehung von Vermögensbestandteilen, die aus einer strafbaren Handlung 
des Täter selbst herrühren) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
dient, unterbleibt oder vorläufig aufgeschoben wird und dass Aufträge des 
Kunden über Geldausgänge nur mit Zustimmung der Behörde durchgeführt 
werden dürfen. Die Behörde hat den Kunden und die Staatsanwaltschaft ohne 
unnötigen Aufschub von der Anordnung zu verständigen. Die Verständigung des 
Kunden hat den Hinweis zu enthalten, dass er oder ein sonst Betroffener 
berechtigt sei, Beschwerde wegen Verletzung seiner Rechte an den unabhängigen 
Verwaltungssenat zu erheben; hiebei hat sie auch auf die in § 67 c AVG 
enthaltenen Bestimmungen für solche Beschwerden hinzuweisen.

(3) Die Behörde (Abs. 1) ist ermächtigt anzuordnen, dass eine laufende oder 
bevorstehende Transaktion, bei der der Verdacht oder der berechtigte Grund zu 
der Annahme besteht, dass sie der Geldwäscherei (§ 165 StGB - unter 
Einbeziehung von Vermögensbestandteilen, die aus einer strafbaren Handlung 
des Täter selbst herrühren) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
dient, unterbleibt oder vorläufig aufgeschoben wird und dass Aufträge des 
Kunden über Geldausgänge nur mit Zustimmung der Behörde durchgeführt 
werden dürfen. Die Behörde hat den Kunden und die Staatsanwaltschaft ohne 
unnötigen Aufschub von der Anordnung zu verständigen. Die Verständigung des 
Kunden hat den Hinweis zu enthalten, dass er oder ein sonst Betroffener 
berechtigt sei, Beschwerde wegen Verletzung seiner Rechte an das 
Bundesverwaltungsgericht zu erheben. 

(3a) bis (9) … (3a) bis (9) …
§ 99b. Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 98 und 99 gilt anstelle 

der Verjährungsfrist des § 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine 
Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

§ 99b. Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 98 und 99 gilt anstelle 
der Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

§ 107. (1) bis (76) … § 107. (1) bis (76) …
 (77) § 41 Abs. 3 und § 99b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XX/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft.

Artikel 3 (Änderung des Börsegesetzes 1989) 
§ 25. (1) – (6) … § 25. (1) – (6) …
(7) Die Behörde (Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des 

Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002)) ist ermächtigt anzuordnen, 
dass eine laufende oder bevorstehende Transaktion, bei der der Verdacht oder der 
berechtigte Grund zu der Annahme besteht, dass sie der Geldwäscherei oder der 
Terrorismusfinanzierung dient, unterbleibt oder vorläufig aufgeschoben wird. Die 
Behörde hat den Vertragspartner und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen 

(7) Die Behörde (Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des 
Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002)) ist ermächtigt anzuordnen, 
dass eine laufende oder bevorstehende Transaktion, bei der der Verdacht oder der 
berechtigte Grund zu der Annahme besteht, dass sie der Geldwäscherei oder der 
Terrorismusfinanzierung dient, unterbleibt oder vorläufig aufgeschoben wird. Die 
Behörde hat den Vertragspartner und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verzug von der Anordnung zu verständigen. Die Verständigung des 
Vertragspartners hat den Hinweis zu enthalten, dass er oder ein sonst Betroffener 
berechtigt sei, Beschwerde wegen Verletzung seiner Rechte an den unabhängigen 
Verwaltungssenat zu erheben; hiebei hat die Behörde auch auf die in § 67c AVG 
enthaltenen Bestimmungen für solche Beschwerden hinzuweisen. Die Behörde 
hat die Anordnung aufzuheben, sobald die Voraussetzungen für ihre Erlassung 
weggefallen sind oder die Staatsanwaltschaft erklärt, dass die Voraussetzungen 
für eine Beschlagnahme gemäß §§ 109 Z 2 und 115 Abs. 1 Z 3 StPO nicht 
bestehen. Die Anordnung tritt im übrigen außer Kraft,

Verzug von der Anordnung zu verständigen. Die Verständigung des 
Vertragspartners hat den Hinweis zu enthalten, dass er oder ein sonst Betroffener 
berechtigt sei, Beschwerde wegen Verletzung seiner Rechte an das 
Bundesverwaltungsgericht zu erheben. Die Behörde hat die Anordnung 
aufzuheben, sobald die Voraussetzungen für ihre Erlassung weggefallen sind oder 
die Staatsanwaltschaft erklärt, dass die Voraussetzungen für eine Beschlagnahme 
gemäß §§ 109 Z 2 und 115 Abs. 1 Z 3 StPO nicht bestehen. Die Anordnung tritt 
im übrigen außer Kraft, 

 1. -2. … 
(8) – (11) …

 1. -2. … 
(8) – (11) …

§ 44. (1) – (4) … § 44. (1) – (4) …
(5) Rechtsmittelinstanz für Entscheidungen nach Abs. 1 und 2 und nach § 43 

Abs. 1 und 3 ist der UVS. 
 

§ 64. (1) … § 64. (1) …
(2) Die Berufung an einen beim Bundesminister für Finanzen eingerichteten 

Berufungssenat ist zulässig 
 1. gegen die Versagung der Zulassung, 
 2. gegen den Widerruf der Zulassung (Abs. 5); 

aufschiebende Wirkung darf der Berufung nur zuerkannt werden, wenn 
dadurch der Anlegerschutz oder die Gewährleistung der Erfüllung der 
Börsegeschäfte nicht gefährdet werden. Der Berufungssenat besteht aus einem 
rechtskundigen Vorsitzenden, einem Beisitzer, der dem aktiven Richterstand 
angehört, und einem weiteren Beisitzer. Die Mitglieder sind vom Bundesminister 
für Finanzen auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen, wobei er bei der 
Bestellung des Richters das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz 
herzustellen hat. In gleicher Weise ist für jedes Mitglied ein Ersatzmitglied zu 
bestellen. Wenn ein Mitglied dauernd an der Ausübung seiner Tätigkeit 
verhindert ist oder seine Pflichten gröblich verletzt, so ist es seiner Funktion zu 
entheben, und an seiner Stelle ein neues Mitglied für die restliche 
Funktionsperiode zu bestellen. 

(2) Die Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht ist zulässig 
 1. gegen die Versagung der Zulassung, 
 2. gegen den Widerruf der Zulassung (Abs. 5). 

 

(3) Die Entscheidungen des Berufungssenates unterliegen nicht der 
Abänderung oder Aufhebung im Verwaltungsweg. Die Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof ist zulässig. Die Beschwerde kann auch von der FMA 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wegen Rechtswidrigkeit erhoben werden.

(4) bis (6) … (4) bis (6) …
§ 64a. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Berufungssenates gemäß 

§ 64 Abs. 2 erhalten für Reiseauslagen die Vergütungen nach den 
Reisegebührenvorschriften des Bundes. Sie erhalten ferner eine dem Zeit- und 
Arbeitsaufwand bei ihrer Tätigkeit entsprechende Vergütung, deren Höhe für 
Richter vom Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Justiz und für die sonstigen Mitglieder vom Bundesminister 
für Finanzen festzusetzen ist. Jeder Wertpapierbörse ist ein vom Bundesminister 
für Finanzen zu bestimmender und an sie zu entrichtender jährlicher 
Pauschalbetrag vorzuschreiben, der in einem angemessenen Verhältnis zu den 
vorstehend angeführten Entschädigungen und Vergütungen zu stehen hat.

 

§ 96a. (1) – (2) … § 96a. (1) – (2) …
(3) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 48 und 48c gilt anstelle der 

Verjährungsfrist gemäß § 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine 
Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

(3) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 48 und 48c gilt anstelle der 
Verjährungsfrist gemäß § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

§ 102. (1) bis (36) … § 102. (1) bis (36) …
 (37) § 25 Abs. 7, § 64 Abs. 2 und § 96a in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. XX/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. § 44 Abs. 5, § 64 Abs. 3 
und § 64a treten mit Ablauf des 31. Dezember 2013 außer Kraft.

Artikel 4 (Änderung des E-Geldgesetzes 2010) 
§ 30. (1) … § 30. (1) …
(2) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 28 bis 29 gilt anstelle der 

Verjährungsfrist des § 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine Verjährungsfrist 
von 18 Monaten.

(2) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 28 bis 29 gilt anstelle der 
Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

(3) – (4) … (3) – (4) …
§ 41. (1) – (3) … § 41. (1) – (3) …
 (4) § 30 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2013 tritt 

mit 1. Jänner 2014 in Kraft.

Artikel 5 (Änderung des Zahlungsdienstegesetzes) 
§ 69. (1) … § 69. (1) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 66 bis 68 gilt anstelle der 

Verjährungsfrist des § 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine Verjährungsfrist 
von 18 Monaten.

(2) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 66 bis 68 gilt anstelle der 
Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

§ 79. (1) – (9) … § 79. (1) – (9) …
 (10) § 69 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2013 

tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.

Artikel 6 (Änderung des Investmentfondsgesetzes 2011) 
§ 193. (1) … § 193. (1) …
(2) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 190 bis 191 gilt anstelle der 

Verjährungsfrist des § 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine Verjährungsfrist 
von 18 Monaten. In diese Verjährungsfrist und diejenige nach § 31 Abs. 3 VStG 
sind Zeiten eines gerichtlichen Strafverfahrens nicht einzurechnen.

„(2) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 190 bis 191 gilt anstelle 
der Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 
Monaten.“ 

(3) – (4) … (3) – (4) …
§ 200. (1) – (5) … § 200. (1) – (5) …
 (6) § 193 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2013 

tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.

Artikel 7 (Änderung des Immobilien-Investmentfondsgesetzes) 
§ 38. (1) – (2) … § 38. (1) – (2) …
(3) Bei Verwaltungsübertretungen nach dieser Bestimmung gilt anstelle der 

Verjährungsfrist des § 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine Verjährungsfrist 
von 18 Monaten.

(3) Bei Verwaltungsübertretungen nach dieser Bestimmung gilt anstelle der 
Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

§ 44. (1) – (9) … § 44. (1) – (9) …
 (10) § 38 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2013 

tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.

Artikel 8 (Änderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2007) 
§ 96. (1) … § 96. (1) …
(2) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 94 und 95 gilt anstelle der 

Verjährungsfrist des § 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine Verjährungsfrist 
von 18 Monaten.

(2) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 94 und 95 gilt anstelle der 
Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 198. (1) – (15) … § 198. (1) – (15) …
 (16) § 96 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2013 

tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.

Artikel 9 (Änderung des Kapitalmarktgesetzes) 
§ 17d. Bei Verwaltungsübertretungen gemäß § 16 gilt an Stelle der 

Verjährungsfrist des § 31 VStG von sechs Monaten eine Verjährungsfrist von 
18 Monaten.

§ 17d. Bei Verwaltungsübertretungen gemäß § 16 gilt an Stelle der 
Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

§ 19. (1) – (15) … § 19. (1) – (15) …
 (16) § 17d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2013 tritt mit 

1. Jänner 2014 in Kraft.

Artikel 10 (Änderung des Ratingagenturenvollzugsgesetzes) 
§ 6. (1) … § 6. (1) …
(2) Bei Verwaltungsstrafverfahren gemäß § 5 gilt anstelle der 

Verjährungsfrist des § 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine Verjährungsfrist 
von 18 Monaten.

(2) Bei Verwaltungsstrafverfahren gemäß § 5 gilt anstelle der 
Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

(3) – (6) … (3) – (6) …
§ 11. … § 11. (1) …
 (2) § 6 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2013 tritt 

mit 1. Jänner 2014 in Kraft.

Artikel 11 (Änderung des Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetzes) 
§ 7. (1) … § 7. (1) …
(2) Bei Verwaltungsstrafverfahren gemäß § 6 Abs. 1 gilt anstelle der 

Verjährungsfrist des § 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine Verjährungsfrist 
von 18 Monaten.

(2) Bei Verwaltungsstrafverfahren gemäß § 6 Abs. 1 gilt anstelle der 
Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

(3) – (5) … (3) – (5) …
 Inkrafttreten 
 „§ 12. § 7 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2013 

tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 12 (Änderung des Pensionskassengesetzes) 
§ 47a. Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 46, 46a und 47 gilt 

anstelle der Verjährungsfrist des § 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine 
Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

§ 47a. Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 46, 46a und 47 gilt 
anstelle der Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 
Monaten. 

§ 51. (1) – (36) … § 51. (1) – (36) …
 (37) § 47a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2013 tritt mit 

1. Jänner 2014 in Kraft.

Artikel 13 (Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes)
§ 98f. (1) bis (2) ... § 98f. (1) bis (2) ... 
(3) Die Behörde (Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des 

Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002)) ist ermächtigt anzuordnen, 
dass eine laufende oder bevorstehende Transaktion, bei der der Verdacht oder der 
berechtigte Grund zu der Annahme besteht, dass sie der Geldwäscherei (§ 165 
StGB - unter Einbeziehung von Vermögensbestandteilen, die aus einer strafbaren 
Handlung des Täter selbst herrühren) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d 
StGB) dient, unterbleibt oder vorläufig aufgeschoben wird. Die Behörde 
(Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I 
Nr. 22/2002)) hat den Kunden und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen 
Aufschub von der Anordnung zu verständigen. Die Verständigung des Kunden 
hat den Hinweis zu enthalten, dass er oder ein sonst Betroffener berechtigt sei, 
Beschwerde wegen Verletzung seiner Rechte an den unabhängigen 
Verwaltungssenat zu erheben; hiebei hat sie auch auf die in § 67c des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51/1991 (AVG) 
enthaltenen Bestimmungen für solche Beschwerden hinzuweisen. 

(3) Die Behörde (Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des 
Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002)) ist ermächtigt anzuordnen, 
dass eine laufende oder bevorstehende Transaktion, bei der der Verdacht oder der 
berechtigte Grund zu der Annahme besteht, dass sie der Geldwäscherei (§ 165 
StGB - unter Einbeziehung von Vermögensbestandteilen, die aus einer strafbaren 
Handlung des Täter selbst herrühren) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d 
StGB) dient, unterbleibt oder vorläufig aufgeschoben wird. Die Behörde 
(Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I 
Nr. 22/2002)) hat den Kunden und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen 
Aufschub von der Anordnung zu verständigen. Die Verständigung des Kunden 
hat den Hinweis zu enthalten, dass er oder ein sonst Betroffener berechtigt sei, 
Beschwerde wegen Verletzung seiner Rechte an das Bundesverwaltungsgericht 
zu erheben. 

(4) bis (10) ... (4) bis (10) ... 
§ 111. Bei Verwaltungsübertretungen nach diesem Bundesgesetz gilt anstelle 

der Verjährungsfrist des § 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine 
Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

§ 111. Bei Verwaltungsübertretungen nach diesem Bundesgesetz gilt anstelle 
der Verjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

§ 119i. (1) bis (33) … § 119i. (1) bis (33) … 
 (34) § 98f Abs. 3 und § 111 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XX/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 14 (Änderung des Punzierungsgesetzes 2000) 
§ 21. (1) Die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses 

Bundesgesetzes obliegt vorbehaltlich der §§ 20 und 27 Abs. 2 in erster Instanz 
dem Zollamt Wien. In zweiter und letzter Instanz ist der Unabhängige 
Verwaltungssenat Wien zuständig. Das Zollamt Wien hat sich zur Erfüllung 
seiner Aufgaben zu bedienen: 
 1. der Punzierungskontrollorgane, 
 2. des Edelmetallkontrolllabors.

§ 21. (1) Die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes obliegt vorbehaltlich der §§ 20 und 27 Abs. 2 dem Zollamt Wien. 
Die Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht ist zulässig. Das Zollamt Wien 
hat sich zur Erfüllung seiner Aufgaben zu bedienen: 
 1. der Punzierungskontrollorgane, 
 2. des Edelmetallkontrollabors 

(2) … (2) … 
§ 27. (1) bis (2) ... § 27. (1) bis (2) ...
(3) Als Verjährungsfrist tritt an die Stelle der in § 31 Abs. 2 VStG 

vorgesehenen Frist eine Frist von 18 Monaten, an die Stelle der in § 31 Abs. 3 
VStG vorgesehenen Fristen jeweils eine Frist von fünf Jahren. 

(3) Als Verjährungsfrist tritt an die Stelle der in § 31 Abs. 1 VStG 
vorgesehenen Frist eine Frist von 18 Monaten, an die Stelle der in § 31 Abs. 2 
und 3 VStG vorgesehenen Fristen jeweils eine Frist von fünf Jahren. 

(4) … (4) … 
§ 33. (1) bis (4) … § 33. (1) bis (4) … 
 (5) § 21 Abs. 1 und § 27 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XX/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 

Artikel 15 (Änderung des Gebührengesetzes 1957) 
§ 14. TP 1 bis TP 5 … § 14. TP 1 bis TP 5 …
TP 6 (1) bis (4) … TP 6 (1) bis (4) … 
(5) Der Eingabengebühr unterliegen nicht (5) Der Eingabengebühr unterliegen nicht

 1. Eingaben an die Gerichte; in Justizverwaltungsangelegenheiten jedoch 
nur, wenn hiefür eine Justizverwaltungsgebühr vorgesehen ist; 

 1. Eingaben an die Gerichte, ausgenommen an die Verwaltungsgerichte der 
Länder, das Bundesverwaltungsgericht und das Bundesfinanzgericht im 
Sinne des Art. 129 B-VG; in Justizverwaltungsangelegenheiten jedoch 
nur, wenn hiefür eine Justizverwaltungsgebühr vorgesehen ist;

 2. und 3. … 2. und 3. …
 4. Eingaben an Verwaltungsbehörden, außer an Zollbehörden in den Fällen 

der Z 4a, in Abgabensachen; 
 4. Eingaben an Verwaltungsbehörden, außer an Zollbehörden in den Fällen 

der Z 4a, und an die Verwaltungsgerichte der Länder, das 
Bundesverwaltungsgericht und das Bundesfinanzgericht in 
Abgabensachen;
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 4a. Eingaben an Zollbehörden in Angelegenheiten des Zollrechts oder der 

sonstigen Eingangs- oder Ausgangsabgaben; 
 4a. Eingaben an Zollbehörden und an das Bundesfinanzgericht in 

Angelegenheiten des Zollrechts oder der sonstigen Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben;

 5. bis 28. (…) 5. bis 28. (…)
§ 14. TP 10 (1) 1. Bis 3. … § 14. TP 10 (1) 1. Bis 3. …

 4. Beschwerden an die Rechtsmittelabteilung, je Antrag 
………………………………………………………. 30 
Euro

 

 5. … 5. … 
 6. Berufungen und Beschwerden an den Obersten Patent- und 

Markensenat, je Antrag ……………………………. 80 
Euro

 

 7. … 7. … 
§ 37. (1) bis (31) … § 37. (1) bis (31) …

 (32) § 14 Tarifpost 6 Abs. 5 Z 1, 4 und 4a, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013, tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. § 14 
Tarifpost 10 Abs. 1 Z 4 und Z 6 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. xxx/2013 tritt mit 1. Jänner 2014 außer Kraft und ist letztmalig auf alle 
Sachverhalte anzuwenden, für die die Gebührenschuld vor dem 1. Jänner 2014 
entsteht. 

Artikel 16 (Änderung des Glücksspielgesetzes) 
§ 50. (1) Für Strafverfahren und Betriebsschließungen nach diesem 

Bundesgesetz sind in erster Instanz die Bezirksverwaltungsbehörden, im Gebiet 
einer Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde 
erster Instanz ist, die Landespolizeidirektion, und in zweiter Instanz die 
Unabhängigen Verwaltungssenate gemäß § 51 Abs. 1 VStG zuständig.

§ 50. (1) Für Strafverfahren und Betriebsschließungen nach diesem 
Bundesgesetz sind die Bezirksverwaltungsbehörden, im Gebiet einer Gemeinde, 
für das die Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, 
die Landespolizeidirektion zuständig. Gegen diese Entscheidungen kann 
Beschwerde an ein Verwaltungsgericht des Landes erhoben werden.

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
(5) Die Abgabenbehörde hat in Verwaltungsverfahren nach §§ 52, 53 und 54 

dann, wenn zu der Verwaltungsübertretung eine von ihr stammende Anzeige 
vorliegt, Parteistellung und kann Berufung gegen Bescheide sowie Einspruch 
gegen Strafverfügungen erheben. 

(5) Die Abgabenbehörde hat in Verwaltungsverfahren nach §§ 52, 53 und 54 
dann, wenn zu der Verwaltungsübertretung eine von ihr stammende Anzeige 
vorliegt, Parteistellung und kann Beschwerde gegen Bescheide sowie Einspruch 
gegen Strafverfügungen erheben.

(6) … (6) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(7) Der Bundesminister für Finanzen ist berechtigt, gegen Entscheidungen 

der Unabhängigen Verwaltungssenate Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Die Unabhängigen Verwaltungssenate haben 
Ausfertigungen glücksspielrechtlicher Entscheidungen unverzüglich dem 
Bundesminister für Finanzen zu übermitteln.

(7) Der Bundesminister für Finanzen ist berechtigt, gegen Entscheidungen 
der Verwaltungsgerichte der Länder Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. Die Verwaltungsgerichte der Länder haben Ausfertigungen 
glücksspielrechtlicher Entscheidungen unverzüglich dem Bundesminister für 
Finanzen zu übermitteln. 

(8) bis (11) … (8) bis (11) …
§ 52. (1) bis (4) … § 52. (1) bis (4) …
(5) Die Verjährungsfrist (§ 31 Abs. 2 VStG) für Verwaltungsübertretungen 

gemäß Abs. 1 beträgt ein Jahr. 
 

§ 54. (1) … § 54. (1) … 
(2) Die Einziehung ist mit selbständigem Bescheid zu verfügen. Dieser ist all 

jenen der Behörde bekannten Personen zuzustellen, die ein Recht auf die von der 
Einziehung bedrohten Gegenstände haben oder ein solches geltend machen und 
kann, soweit die Einziehung betroffen ist, von ihnen mit Berufung angefochten 
werden. Kann keine solche Person ermittelt werden, so hat die Zustellung solcher 
Bescheide durch öffentliche Bekanntmachung zu erfolgen.

(2) Die Einziehung ist mit selbständigem Bescheid zu verfügen. Dieser ist all 
jenen der Behörde bekannten Personen zuzustellen, die ein Recht auf die von der 
Einziehung bedrohten Gegenstände haben oder ein solches geltend machen und 
kann, soweit die Einziehung betroffen ist, von ihnen mit Beschwerde angefochten 
werden. Kann keine solche Person ermittelt werden, so hat die Zustellung solcher 
Bescheide durch öffentliche Bekanntmachung zu erfolgen.

(3) bis (4) … (3) bis (4) …
 Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
 § 56b. Gegen Bescheide des Bundesministers für Finanzen in 

Angelegenheiten des Vollzuges dieses Bundesgesetzes kann Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht erhoben werden. In Verfahren nach den §§ 14, 21 und 
22 hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch einen Senat zu 
erfolgen. 

§ 59a. (1) bis (5) … § 59a. (1) bis (5) …
(6) Für die Erhebung der Gebühren ist das Finanzamt für Gebühren, 

Verkehrsteuern und Glücksspiel in erster Instanz zuständig. Die Gebühren fließen 
dem Bund zu.

(6) Für die Erhebung der Gebühren ist das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel zuständig. Die Gebühren fließen dem Bund zu. 

§ 60. (1) bis (31) … § 60. (1) bis (31) …
 (32) § 50 Abs. 1, 5 und 7, § 54 Abs. 2, § 56b und § 59a Abs. 6, jeweils in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in 
Kraft. § 52 Abs. 5 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2013 außer Kraft.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 17 (Änderung der Bundesabgabenordnung) 
§ 2a. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten sinngemäß im 

Verfahren vor den Verwaltungsgerichten, soweit sie im Verfahren der belangten 
Abgabenbehörde gelten. In solchen Verfahren ist das 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) nicht anzuwenden. 

§ 2a. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten sinngemäß im 
Verfahren vor den Verwaltungsgerichten, soweit sie im Verfahren der belangten 
Abgabenbehörde gelten. In solchen Verfahren ist das 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) nicht anzuwenden. § 54 
VwGVG gilt jedoch sinngemäß für das Verfahren der Verwaltungsgerichte der 
Länder. 

§ 188. (1) bis (4) … § 188. (1) bis (4) …
(5) Werden in einem Dokument, das Form und Inhalt eines 

Feststellungsbescheides hat, gemeinschaftliche Einkünfte auch Personen oder 
Personenvereinigungen (Personengemeinschaften) ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit zugerechnet, die nicht oder nicht mehr rechtlich existent 
sind (insbesondere infolge Todes, Beendigung der Gesellschaft, 
Gesamtrechtsnachfolge) oder die nicht oder nicht mehr handlungsfähig sind (zB 
infolge Sachwalterbestellung), so gilt dies als Feststellung (Abs. 1) und steht der 
Wirksamkeit als Feststellungsbescheid nicht entgegen. Ein solcher Bescheid 
wirkt lediglich gegenüber den übrigen, denen Einkünfte zugerechnet werden. 

(5) Werden in einem Dokument, das Form und Inhalt eines 
Feststellungsbescheides hat, gemeinschaftliche Einkünfte auch Personen oder 
Personenvereinigungen (Personengemeinschaften) ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit zugerechnet, die nicht oder nicht mehr rechtlich existent 
sind (insbesondere infolge Todes, Beendigung der Gesellschaft, 
Gesamtrechtsnachfolge) oder die nicht oder nicht mehr handlungsfähig sind (zB 
infolge Sachwalterbestellung), so gilt dies als Feststellung (Abs. 1) und steht der 
Wirksamkeit als Feststellungsbescheid nicht entgegen. Ein solcher Bescheid 
wirkt lediglich gegenüber den Übrigen, denen im Spruch des Bescheides 
Einkünfte zugerechnet bzw. nicht zugerechnet werden.

§ 191. (1) bis (4) … § 191. (1) bis (4) …
(5) Werden in einem Dokument, das Form und Inhalt eines 

Feststellungsbescheides (§ 188) hat, gemeinschaftliche Einkünfte auch Personen 
oder Personenvereinigungen (Personengemeinschaften) ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit zugerechnet, die nicht oder nicht mehr rechtlich existent 
sind (insbesondere infolge Todes, Beendigung der Gesellschaft, 
Gesamtrechtsnachfolge) oder die nicht oder nicht mehr handlungsfähig sind (zB 
infolge Sachwalterbestellung), so steht dies der Wirksamkeit als 
Feststellungsbescheid nicht entgegen. Ein solcher Bescheid wirkt lediglich 
gegenüber den übrigen, denen Einkünfte zugerechnet werden. 

(5) Werden in einem Dokument, das Form und Inhalt eines 
Feststellungsbescheides (§ 188) hat, gemeinschaftliche Einkünfte auch Personen 
oder Personenvereinigungen (Personengemeinschaften) ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit zugerechnet, die nicht oder nicht mehr rechtlich existent 
sind (insbesondere infolge Todes, Beendigung der Gesellschaft, 
Gesamtrechtsnachfolge) oder die nicht oder nicht mehr handlungsfähig sind (zB 
infolge Sachwalterbestellung), so steht dies der Wirksamkeit als 
Feststellungsbescheid nicht entgegen. Ein solcher Bescheid wirkt lediglich 
gegenüber den Übrigen, denen im Spruch des Bescheides Einkünfte zugerechnet 
bzw. nicht zugerechnet werden.

§ 201. (1) … § 201. (1) …
(2) Die Festsetzung kann erfolgen, (2) Die Festsetzung kann erfolgen,

 1. von Amts wegen innerhalb eines Jahres ab Bekanntgabe des 
selbstberechneten Betrages, 

 1. von Amts wegen innerhalb eines Jahres ab Bekanntgabe des 
selbstberechneten Betrages,
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. wenn der Antrag auf Festsetzung spätestens ein Jahr ab Bekanntgabe des 

selbstberechneten Betrages eingebracht ist,
 2. wenn der Antrag auf Festsetzung spätestens ein Jahr ab Bekanntgabe des 

selbstberechneten Betrages eingebracht ist,
 3. wenn kein selbstberechneter Betrag bekannt gegeben wird oder wenn bei 

sinngemäßer Anwendung des § 303 Abs. 1 die Voraussetzungen für eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens von Amts wegen vorliegen würden,

 3. wenn kein selbstberechneter Betrag bekannt gegeben wird oder wenn bei 
sinngemäßer Anwendung des § 303 die Voraussetzungen für eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens vorliegen würden,

 5. wenn bei sinngemäßer Anwendung des § 293b oder des § 295a die 
Voraussetzungen für eine Abänderung vorliegen würden.

 5. wenn bei sinngemäßer Anwendung des § 293b oder des § 295a die 
Voraussetzungen für eine Abänderung vorliegen würden.

(3) Die Festsetzung hat zu erfolgen, (3) Die Festsetzung hat zu erfolgen,
 1. wenn der Antrag auf Festsetzung binnen einer Frist von einem Monat ab 

Bekanntgabe des selbst berechneten Betrages eingebracht ist,
 1. wenn der Antrag auf Festsetzung binnen einer Frist von einem Monat ab 

Bekanntgabe des selbst berechneten Betrages eingebracht ist,
 2. wenn bei sinngemäßer Anwendung der §§ 303 und 304 die 

Voraussetzungen für eine Wiederaufnahme des Verfahrens auf Antrag 
der Partei vorliegen würden, 

 

 3. wenn bei sinngemäßer Anwendung des § 295 die Voraussetzungen für 
eine Änderung vorliegen würden. 

 3. wenn bei sinngemäßer Anwendung des § 295 die Voraussetzungen für 
eine Änderung vorliegen würden. 

(4) … (4) … 
§ 272. (1) bis (4) … § 272. (1) bis (4) …
(5) Berichtigungen (§ 293, § 293a und § 293b) und Aufhebungen zur 

Klaglosstellung (§ 289) der vom Senat erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse 
obliegen dem Senat. 

(5) Berichtigungen (§ 293, § 293a und § 293b) und Aufhebungen zur 
Klaglosstellung (§ 289) der vom Einzelrichter erlassenen Erkenntnisse und 
Beschlüsse obliegen dem Einzelrichter, wenn jedoch der Senat entschieden hat, 
dem Senat. 

§ 295. (1) bis (3) … § 295. (1) bis (3) …
(4) Wird eine Berufung, die gegen ein Dokument, das Form und Inhalt eines (4) Wird eine Bescheidbeschwerde, die gegen ein Dokument, das Form und 

Inhalt eines 
 - Feststellungsbescheides (§ 188) oder eines - Feststellungsbescheides (§ 188) oder eines
 - Bescheides, wonach eine solche Feststellung zu unterbleiben hat, - Bescheides, wonach eine solche Feststellung zu unterbleiben hat, 

gerichtet ist, als nicht zulässig zurückgewiesen, weil das Dokument kein 
Bescheid ist, so sind auf das Dokument gestützte Änderungsbescheide (Abs. 1) 
auf Antrag der Partei (§ 78) aufzuheben. Der Antrag ist vor Ablauf der für 
Wiederaufnahmsanträge nach § 304 maßgeblichen Frist zu stellen.

gerichtet ist, als nicht zulässig zurückgewiesen, weil das Dokument kein 
Bescheid ist, so sind auf das Dokument gestützte Änderungsbescheide (Abs. 1) 
auf Antrag der Partei (§ 78) aufzuheben. Der Antrag ist vor Ablauf der für 
Wiederaufnahmsanträge nach § 304 maßgeblichen Frist zu stellen.

(5) … (5) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 18 (Änderung des Finanzstrafgesetzes) 
§ 67. (1) … § 67. (1) …
(2) Die Personen, die gemäß Abs. 1 zur Bestellung als Laienbeisitzer 

vorgeschlagen werden, sind aus dem Kreis der von den gesetzlichen 
Berufsvertretungen in die Senate für Finanzstrafrecht beim Bundesfinanzgericht 
entsendeten Mitglieder zu entnehmen. 

(2) Die Personen, die gemäß Abs. 1 zur Bestellung als Laienbeisitzer 
vorgeschlagen werden, sind aus dem Kreis der von den gesetzlichen 
Berufsvertretungen in die Senate beim Bundesfinanzgericht entsendeten 
Mitglieder zu entnehmen. 

(3) … (3) … 
§ 70. (1) Die Tätigkeit der Richter in den Spruchsenaten stellt eine 

Nebentätigkeit im Sinne der dienstrechtlichen Vorschriften dar; hiefür gebührt 
den Richtern eine angemessene Vergütung. Die Bemessung der Vergütung 
obliegt den Finanzämtern und den Zollämtern für die bei ihnen eingerichteten 
Senate. Gegen die Bemessung der Vergütung ist nach Maßgabe der 
dienstrechtlichen Vorschriften die Berufung an das Bundesministerium für 
Finanzen zulässig.

§ 70. (1) Die Tätigkeit der Richter in den Spruchsenaten stellt eine 
Nebentätigkeit im Sinne der dienstrechtlichen Vorschriften dar; hiefür gebührt 
den Richtern eine angemessene Vergütung. Die Bemessung der Vergütung 
obliegt den Finanzämtern und den Zollämtern für die bei ihnen eingerichteten 
Senate. Gegen die Bemessung der Vergütung ist nach Maßgabe der 
dienstrechtlichen Vorschriften die Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht 
zulässig. 

(2) … (2) … 
§ 71a. (1) … § 71a. (1) …
(2) Die Senate für Finanzstrafrecht beim Bundesfinanzgericht bestehen aus 

vier Mitgliedern. Den Vorsitz führt ein dazu aus dem Kreis der Richter des 
Bundesfinanzgerichtes nach den Bestimmungen des BFGG bestellter 
Vorsitzender. Die weiteren Mitglieder sind ein Richter des Bundesfinanzgerichtes 
und zwei fachkundige Laienrichter. Im Falle des Nichterscheinens eines 
fachkundigen Laienrichters ist § 13 Abs. 2 BFGG sinngemäß anzuwenden.

(2) Die Senate für Finanzstrafrecht beim Bundesfinanzgericht bestehen aus 
vier Mitgliedern. Den Vorsitz führt ein dazu aus dem Kreis der Richter des 
Bundesfinanzgerichtes nach den Bestimmungen des BFGG bestellter 
Vorsitzender. Die weiteren Mitglieder sind ein Richter des Bundesfinanzgerichtes 
und zwei fachkundige Laienrichter. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) …
§ 73. Dem Beschuldigten, den Nebenbeteiligten und dem Amtsbeauftragten 

steht in jeder Lage des Verfahrens das Recht zu, am Verfahren beteiligte Organe 
der Finanzstrafbehörde mit der Begründung abzulehnen, daß Umstände der im 
§ 72 bezeichneten Art vorliegen. 

§ 73. Dem Beschuldigten, den Nebenbeteiligten und dem Amtsbeauftragten 
steht in jeder Lage des Verfahrens das Recht zu, am Verfahren beteiligte Organe 
der Finanzstrafbehörde und des Bundesfinanzgerichtes mit der Begründung 
abzulehnen, daß Umstände der im § 72 bezeichneten Art vorliegen. 

Artikel 19 Änderung des EU-Finanzstrafvollstreckungsgesetzes 
§ 3. (1) und (2) … § 3. (1) und (2) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Die Durchführung der Vollstreckung obliegt für Strafentscheidungen 

betreffend Zoll- oder Verbrauchsteuerdelikte sowie sonstige Vergehen in 
Zusammenhang mit von den Zollämtern zu vollziehenden Rechtsvorschriften den 
Zollämtern als Finanzstrafbehörden erster Instanz, sonst den Finanzämtern als 
Finanzstrafbehörden erster Instanz. 

(3) Die Durchführung der Vollstreckung obliegt für Strafentscheidungen 
betreffend Zoll- oder Verbrauchsteuerdelikte sowie sonstige Vergehen in 
Zusammenhang mit von den Zollämtern zu vollziehenden Rechtsvorschriften den 
Zollämtern als Finanzstrafbehörden, sonst den Finanzämtern als 
Finanzstrafbehörden. 

(4) und (5) … (4) und (5) …
§ 4. (1) Die Finanzstrafbehörde erster Instanz (Vollstreckungsbehörde) hat 

die Vollstreckung der Entscheidung zu verweigern, wenn die Bescheinigung nicht 
vorliegt, unvollständig ist oder der Entscheidung offensichtlich nicht entspricht. 
Als Unvollständigkeit gilt auch, wenn nicht zusammen mit der Bescheinigung die 
Entscheidung oder eine beglaubigte Abschrift der Entscheidung übermittelt wird 
oder wenn eine Übersetzung der Bescheinigung in die deutsche Sprache fehlt, es 
sei denn der Entscheidungsstaat hat die Erklärung abgegeben, als 
Vollstreckungsstaat Bescheinigungen auch in deutscher Sprache zu akzeptieren. 

§ 4. (1) Die Finanzstrafbehörde (Vollstreckungsbehörde) hat die 
Vollstreckung der Entscheidung zu verweigern, wenn die Bescheinigung nicht 
vorliegt, unvollständig ist oder der Entscheidung offensichtlich nicht entspricht. 
Als Unvollständigkeit gilt auch, wenn nicht zusammen mit der Bescheinigung die 
Entscheidung oder eine beglaubigte Abschrift der Entscheidung übermittelt wird 
oder wenn eine Übersetzung der Bescheinigung in die deutsche Sprache fehlt, es 
sei denn der Entscheidungsstaat hat die Erklärung abgegeben, als 
Vollstreckungsstaat Bescheinigungen auch in deutscher Sprache zu akzeptieren. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) …
§ 13. (1) Die Finanzstrafbehörde erster Instanz (Vollstreckungsbehörde) hat 

die Entscheidung oder eine beglaubigte Abschrift der Entscheidung zusammen 
mit einer Bescheinigung der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats zu 
übermitteln, in dem die mit dieser Entscheidung bestrafte natürliche Person oder 
der Verband, über Vermögen verfügt, Einkommen bezieht oder sich in der Regel 
aufhält bzw. seinen eingetragenen Sitz hat. Die Übermittlung sowie sämtliche 
offiziellen Mitteilungen erfolgen im Wege der zentralen Behörde. 

§ 13. (1) Die Finanzstrafbehörde (Vollstreckungsbehörde) hat die 
Entscheidung oder eine beglaubigte Abschrift der Entscheidung zusammen mit 
einer Bescheinigung der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats zu 
übermitteln, in dem die mit dieser Entscheidung bestrafte natürliche Person oder 
der Verband, über Vermögen verfügt, Einkommen bezieht oder sich in der Regel 
aufhält bzw. seinen eingetragenen Sitz hat. Die Übermittlung sowie sämtliche 
offiziellen Mitteilungen erfolgen im Wege der zentralen Behörde. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) …

Artikel 20 (Änderung des Bundesfinanzgerichtsgesetzes) 
§ 5. (1) bis (4) … § 5. (1) bis (4) …

2196 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

14 von 17

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  15 von 17 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (5) Die Präsidentin oder der Präsident und die Vizepräsidentin oder der 
Vizepräsident werden von der Bundespräsidentin oder vom Bundespräsidenten 
auf Vorschlag der Bundesregierung bestellt. Vor der Vorschlagserstattung durch 
die Bundesregierung sind die Bewerberinnen und Bewerber von einer 
Kommission bestehend aus einer Vertreterin oder einem Vertreter der 
Bundesministerin oder des Bundesministers für Finanzen, zwei Vertreterinnen 
oder Vertretern der Wissenschaft mit akademischer Lehrbefugnis eines 
rechtswissenschaftlichen Faches an einer Universität sowie den Präsidentinnen 
oder Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes, des Verwaltungsgerichtshofes 
und des Obersten Gerichtshofes oder einer jeweils von diesen beauftragten 
Person, zu einem Hearing einzuladen. Die Kommission hat der Bundesregierung 
mindestens drei Bewerberinnen oder Bewerber zur Vorschlagserstattung zu 
empfehlen. 

§ 12. (1) bis (4) … § 12. (1) bis (4) …
(5) Die Geschäftsverteilung hat festzulegen, welcher Richterin oder welcher 

Richter Berichterstatterin oder Berichterstatter im Senat ist, und für den Fall, dass 
die oder der Senatsvorsitzende demnach auch Berichterstatterin oder 
Berichterstatter ist, das zweite Mitglied des Berufungssenates. Die 
Geschäftsverteilung hat ferner festzulegen, wer bei Wegfall der 
Senatszuständigkeit als Einzelrichterin oder Einzelrichter zu entscheiden hat.

(5) Die Geschäftsverteilung hat festzulegen, welche Richterin oder welcher 
Richter Berichterstatterin oder Berichterstatter im Senat ist, und für den Fall, dass 
die oder der Senatsvorsitzende demnach auch Berichterstatterin oder 
Berichterstatter ist, das zweite Mitglied des Senates. Die Geschäftsverteilung hat 
ferner festzulegen, wer bei Wegfall der Senatszuständigkeit als Einzelrichterin 
oder Einzelrichter zu entscheiden hat.

(6) und (7) … (6) und (7) …
§ 13. (1) und (2) … § 13. (1) und (2) …
(3) Die Geschäftsverteilung hat zu bestimmen: (3) Die Geschäftsverteilung hat zu bestimmen:

 1. die Dienststelle einer jeden Richterin und eines jeden Richter 
(Arbeitsplatz in der Dienststelle am Sitz oder in einer Außenstelle), 
wobei den Richterinnen und Richtern ein Arbeitsplatz in der jeweils 
anderen Dienststelle nur mit ihrer Zustimmung zugewiesen werden darf. 

 1. die Dienststelle einer jeden Richterin und eines jeden Richters 
(Arbeitsplatz in der Dienststelle am Sitz oder in einer Außenstelle), 
wobei den Richterinnen und Richtern ein Arbeitsplatz in der jeweils 
anderen Dienststelle nur mit ihrer Zustimmung zugewiesen werden darf; 

 2. …  2. … 
 3. die Einrichtung von Kammern und ihre Geschäftsgebiete sowie die in 

den einzelnen Kammern zusammengefassten Einzelrichterinnen und 
Einzelrichter und Senate (§ 11); 

 3. die Einrichtung von Kammern (§ 11) und ihre Geschäftsgebiete sowie 
die in den einzelnen Kammern zusammengefassten Einzelrichterinnen 
und Einzelrichter und Senate (§ 12); 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 4. bis 6. …  4. bis 6. … 

(4) bis (9) … (4) bis (9) …
(10) Beschließt der Geschäftsverteilungsausschuss nötige Änderungen der 

Geschäftsverteilung im Sinne des Abs. 8 nicht innerhalb von sechs Wochen, hat 
die Präsidentin oder der Präsident diese Änderungen durch Erlassung einer 
vorläufigen Geschäftsverteilung vorzunehmen. In diesem Fall hat die Präsidentin 
oder der Präsident unverzüglich den Geschäftsverteilungsausschuss zur 
Beschlussfassung über die endgültige Geschäftsverteilung zu einer Sitzung 
einzuberufen, die spätestens vier Wochen nach Erlassung der vorläufigen 
Geschäftsverteilung stattzufinden hat. Mit der Beschlussfassung über die 
endgültige Geschäftsverteilung tritt die vorläufige Geschäftsverteilung außer 
Kraft. 

(10) Beschließt der Geschäftsverteilungsausschuss nötige Änderungen der 
Geschäftsverteilung im Sinne des Abs. 9 nicht innerhalb von sechs Wochen, hat 
die Präsidentin oder der Präsident diese Änderungen durch Erlassung einer 
vorläufigen Geschäftsverteilung vorzunehmen. In diesem Fall hat die Präsidentin 
oder der Präsident unverzüglich den Geschäftsverteilungsausschuss zur 
Beschlussfassung über die endgültige Geschäftsverteilung zu einer Sitzung 
einzuberufen, die spätestens vier Wochen nach Erlassung der vorläufigen 
Geschäftsverteilung stattzufinden hat. Mit der Beschlussfassung über die 
endgültige Geschäftsverteilung tritt die vorläufige Geschäftsverteilung außer 
Kraft.

(11) bis (15) … (11) bis (15) …
§ 28. (1) bis (4) … § 28. (1) bis (4) …
 (5) Die §§ 4 bis 6 und 8 bis 10 des Verwaltungsgerichtsbarkeits-

Übergangsgesetzes, BGBl. I Nr. 33/2013, gelten sinngemäß für jene 
Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des Bundesfinanzgerichtes fallen. 
Werden Revisionen ungeachtet des § 4 Abs. 5 erster Satz des 
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Übergangsgesetzes beim Bundesfinanzgericht 
rechtzeitig eingebracht, gelten sie auch gegenüber dem Verwaltungsgerichtshof 
als rechtzeitig eingebracht; sie sind vom Bundesfinanzgericht unverzüglich an 
den Verwaltungsgerichtshof weiterzuleiten.

Artikel 21 (Änderung des Bundespensionsamtübertragungs-Gesetzes) 
§ 3. Gegen Bescheide der Versicherungsanstalt in Angelegenheiten nach § 1 

Abs. 1 Z 1 steht der Partei das Recht auf Berufung an den Bundesminister für 
Finanzen zu. Der Bundesminister für Finanzen ist auch die sachlich in Betracht 
kommende Oberbehörde. 

§ 3. Gegen Bescheide der Versicherungsanstalt in Angelegenheiten nach § 1 
Abs. 1 Z 1 steht der Partei das Recht auf Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht zu. Der Bundesminister für Finanzen ist die sachlich 
in Betracht kommende Oberbehörde:

§ 15. (1) bis (3) … § 15. (1) bis (3) …
 (4) § 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2013 tritt mit 

1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 22 (Änderung des Rundfunkgebührengesetzes) 
§ 5. (1) bis (3) … § 5. (1) bis (3) … 
(4) Von den eingebrachten Gebühren und sonstigen damit verbundenen 

Abgaben und Entgelten werden 0,75 % für die Kosten des Verfahrens der 
Berufungsbehörde dem Bundesministerium für Finanzen überwiesen. Die 
Gesellschaft kann für die Einbringung der Gebühren und sonstiger damit 
verbundener Abgaben und Entgelte weitere 3,25 % der eingehobenen Beträge als 
Vergütung für die Einbringung und zur Deckung der damit verbundenen 
Aufwendungen einbehalten und hat gegenüber jenen Rechtsträgern, für die sie die 
Einbringung besorgt, vierteljährlich abzurechnen. Die Abrechnung ist auf 
Verlangen zu detaillieren. 

(4) Die Gesellschaft kann für die Einbringung der Gebühren und sonstiger 
damit verbundener Abgaben und Entgelte 3,25 % der eingehobenen Beträge als 
Vergütung für die Einbringung und zur Deckung der damit verbundenen 
Aufwendungen einbehalten und hat gegenüber jenen Rechtsträgern, für die sie die 
Einbringung besorgt, vierteljährlich abzurechnen. Die Abrechnung ist auf 
Verlangen zu detaillieren. 

(5) bis (8) … (5) bis (8) …
§ 6. (1) Die Wahrnehmung der behördlichen Aufgaben nach § 4

Abs. 1 obliegt der Gesellschaft als Abgabenbehörde 1. Instanz; über Berufungen 
gegen von der Gesellschaft erlassene Bescheide hat das zuständige Finanzamt als 
Abgabenbehörde 2. Instanz zu entscheiden, soweit nichts anderes bestimmt ist. 
Das AVG ist anzuwenden. 

§ 6. (1) Die Wahrnehmung der behördlichen Aufgaben nach § 4 
Abs. 1 obliegt der Gesellschaft; gegen von der Gesellschaft erlassene Bescheide 
ist Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zulässig.  

§ 9. (1) bis (6) … § 9. (1) bis (6) … 
 (7) § 5 Abs. 4 und § 6 Abs. 1, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. xxx/2013, treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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